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Rechnungszinses in der betrieblichen Altersversorgung



Deloitte Legal 2021 6

Ausgewählte Stationen – unser Umfeld
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Betriebliche Altersversorgung liegt auch vor, wenn

der Arbeitgeber sich verpflichtet, Beiträge zur Finanzierung von Leistungen 
der betrieblichen Altersversorgung an einen Pensionsfonds, eine 
Pensionskasse oder eine Direktversicherung zu zahlen und für Leistungen zur 
Altersversorgung das planmäßig zuzurechnende Versorgungskapital auf der 
Grundlage der gezahlten Beiträge (Beiträge und die daraus erzielten Erträge), 
mindestens die Summe der zugesagten Beiträge, soweit sie nicht 
rechnungsmäßig für einen biometrischen Risikoausgleich verbraucht wurden, 
hierfür zur Verfügung zu stellen (Beitragszusage mit Mindestleistung),

Betriebliche Altersversorgung liegt auch vor, wenn

der Arbeitgeber sich verpflichtet, bestimmte Beiträge in eine Anwartschaft auf 
Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung umzuwandeln
(beitragsorientierte Leistungszusage),

BZML & BoLZ: Einführung in Form einer Erinnerung an den Gesetzeswortlaut

Rechtliche und aktuarielle Einordnung des Rechnungszinses in der betrieblichen Altersversorgung

BZML BoLZ

§ 1 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG § 1 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG

1. Der Verpflichtete ist der Arbeitgeber

2. Der Arbeitgeber hat Beiträge zu zahlen

3. Die Mindestleistung ist ein Mindest-Kapital

4. Der Arbeitgeber hat das Mindestkapital zu Leistungsbeginn zu 

gewährleisten*

5. Der Gesetzestext schreibt keine Höhe etwaiger laufender 

Leistungen vor

1. Der Verpflichtete ist der Arbeitgeber

2. Der Arbeitgeber hat Beiträge in eine Anwartschaft auf Leistungen 

umzuwandeln

3. Beiträge müssen nicht notwendigerweise gezahlt werden

4. Die gesetzliche Regelung enthält keine explizite Vorgabe zu einer 

Mindestleistung

5. Die gesetzliche Regelung enthält auch kein Erfordernis, für alle 

Beiträge schon zu Vertragsbeginn die Höhe der aus ihnen 

umgewandelten Leistungen festzulegen

* Bei Riester (private Gestaltung) hat der Anbieter 

die Summe der Beiträge zu garantieren!
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Typisierende Darstellung Typisierende Darstellung

BZML und BoLZ: Grafische Darstellung – und Darstellbarkeit der vom Anbieter zu garantierenden Mindestleistung

Rechtliche und aktuarielle Einordnung des Rechnungszinses in der betrieblichen Altersversorgung

BZML BoLZ

Rentenbeginn

…

Rentenbeginn

…

Prämienzahlung

… …

Prämienzahlung

Es stellt sich die Frage nach der Darstellbarkeit der Mindestleistung mit einem Garantiezins in Höhe von 0,25 % 

- also in Höhe des ab 01.01.2022 geltenden Höchstrechnungszinses
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Die arbeitsrechtliche Perspektive: Garantieerfordernisse nach der BZML und der BOLZ

Rechtliche und aktuarielle Einordnung des Rechnungszinses in der betrieblichen Altersversorgung

• Gesetzlicher Wortlaut des § 1 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG als Ausgangspunkt: 
Mindestleistungspflicht des Arbeitgebers auf Gewährung eines 
Mindestbeitrags in Bezug auf die Versorgungsleistungen aus der bAV-
Zusage, der sich aus der Summe der Beiträge abzüglich eines Abschlags 
für die versicherten Risiken ergibt

• Bisher keine weitere Konkretisierung des BAG in Bezug auf die 
Mindestleistungspflicht

− (Nur) beschreibende Erkenntnisse zum Inhalt der BZML und zur 
exklusiven Anwendung auf versicherungsförmige 
Durchführungswege (zuletzt etwa BAG Urt. v. 30.08.2016, 3 AZR 
361/15: „ [Die BZML lässt] eine Abhängigkeit der Versorgung von 
Erträgen oder Überschüssen aber nur in den Durchführungswegen 
Pensionskasse, Direktversicherung und Pensionsfonds zu.“

• Das Theorem der Planungssicherheit (s. nur BAG Urt. v. 30.08.2016, 3 
AZR 361/15):

− „Der Versorgungscharakter betrieblicher Altersversorgung [bedingt], 
dass es dem Arbeitnehmer möglich sein [muss], für den 
Versorgungsfall zu planen, etwa indem er anderweitig Vorsorge 
trifft.“

− „Es muss [daher] ein direkter Zusammenhang zwischen dem 
Finanzierungsbeitrag und der Höhe der daraus resultierenden 
Leistung gegeben sein. Das Unmittelbarkeitserfordernis ist nur 
gewahrt, wenn die Regelungen der Versorgungsordnung 
sicherstellen, dass bereits bei der Umwandlung der Beiträge in eine 
Anwartschaft feststeht, welche Höhe die aus Beiträgen resultierende 
Leistung im Versorgungsfall mindestens hat.“ 

„BZML als Gazelle mit Klumpfuß – mit bisher nicht abschließend 

justierten Kompass“

Der „formelle“ Ansatz des BAG für die BOLZ: „(Nur) Festlegung der 

Leistung in der Zusage“
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Bei einem Garantiezins von 0,25 % wird die Summe der Beiträge für gängige Laufzeiten nicht erreicht

Idealisierte und typisierende Darstellung

Betrachtungen im Bild

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40

Sum Btg. 0,250% 0,90%
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Idealisierte Darstellungen für zwei verschiedene Zinsszenarien

Rechnungszins = Garantiezins: 0,25 % und 4,0 %

Deckungskapitalverläufe und erforderliche Beitragsniveaus

Deckungskapitalverlauf bei: 0,25 % und 4,0 % bei vorgegebener 
Versicherungsleistung

Indikative Relation der erforderlicher Einmalbeiträge: 0,25 % und 4,0 %

mehr als 
viermal 
soviel
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Idealisierte Darstellungen (ohne Biometrie)

Rechnungszins = Garantiezins: 0,25 % und 4,0 %

Exkurs: Deckungskapitalverläufe und das Prinzip der Zinszusatzreserve

Deckungskapitalverlauf bei: 0,25 % und 4,0 % bei vorgegebener 
Versicherungsleistung

Zusätzlich: Rechnungszins von 1,5 %
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BoLZ vs. BZML

Wie ordnet die DAV Garantieerfordernisse ein? 

BoLZ vs. BZML

Eine Abgrenzung:

„Insbesondere hat er [der Gesetzgeber, Anmerkung der Verfasser] auch 

keine Mindestleistungen für beitragsorientierte Leistungszusagen

vorgesehen: 

• Bei Zusage einer Rentenleistung – unabhängig von einer zugesagten 

Kapitaloption – gibt es keine Zusage hinsichtlich der Höhe des in der 

Aufschubzeit gebildeten Versorgungskapitals; ein Vergleich mit der 

Summe der eingezahlten Beiträge erübrigt sich daher. 

• Auch bei Zusage einer Kapitalleistung gibt es keine gesetzliche 

Untergrenze für die Höhe des mindestens zugesagten Kapitals. 

Hierin unterscheidet sich die beitragsorientierte Leistungszusage 

grundlegend von der Beitragszusage mit Mindestleistung.“

* Ergebnisbericht der DAV vom 26.02.2021
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Tarifgestaltung hat aufsichtsrechtliche Vorgaben zu beachten

Nicht nur das Arbeitsrecht macht Vorgaben 

Aktuar und Versorgungsträger haben (auch) das Aufsichtsrecht zu beachten:

Grundsätzliches

„Bei versicherungsförmiger Durchführung über eine Pensionskasse, eine 

Direktversicherung oder einen Pensionsfonds ist der Ermessenspielraum 

durch aufsichtsrechtliche Vorgaben sowie aktuarielle Grundsätze erheblich 

eingeschränkt, um aus Sicht des Versorgungsträgers die dauernde 

Erfüllbarkeit der Verpflichtungen jederzeit zu gewährleisten. 

Die rechnungsmäßigen Annahmen müssen gemäß § 138 Abs. 1 VAG 

ausreichende Sicherheiten enthalten, damit die zugehörigen Tarife 

aufsichtsrechtlich genehmigungsfähig (reguliertes Geschäft) bzw. 

unbedenklich (nicht reguliertes Geschäft) sind. 

Zudem ergeben sich neben gesetzlichen Vorgaben auch aus der 

Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts Restriktionen im Hinblick auf 

die Höhe und Verteilung der Abschlusskosten.“

* Ergebnisbericht der DAV vom 26.02.2021



Änderungserfordernisse und Gestaltungs-
möglichkeiten in der Praxis: Höchstrechnungszins und 
Wertgleichheit bei Entgeltumwandlung
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Was überlegt der Markt?

Wertgleichheit und Garantien

Ein Schlaglicht

Quelle: Rechnungszinssenkung stellt die Lebensversicherung auf den Kopf; versicherungsjournal.de vom 02.06.2021

0,9 % dominiert noch

90 Prozent nutzen den 

bisherigen Satz noch 

teilweise für die Kalkulation, 

beispielsweise für 

Rentenversicherungen, 

Fondspolicen oder 

Mindestrenten …

Die meisten Lebensversicherer 

wollen erst zum Jahreswechsel 

umstellen

Keinen Handlungsbedarf haben rund 

23 Prozent der untersuchten Anbieter. 

Knapp 17 Prozent … prüfen derzeit, ob 

sie schon … im Laufe des Jahres ihre 

Produkte neu kalkulieren …

Etliche Gesellschaften haben schon reduziert 

… Vielfach liegt die Spanne zwischen 0,5 und 0,0 Prozent

Auch der Kostenrahmen wird überprüft

Hinsichtlich der Kosten möchte über die Hälfte der Versicherer keine 

Auskunft geben. Etwas mehr als ein Fünftes schließt sogar heute eine 

Kostenveränderung aus.

Das gilt vor allem für Unternehmen, die bereits mit geringeren Zinsen 

kalkulieren. Nach Aussage der Axa müssen bei jeder Neukalkulation die 

Kostenrahmen geprüft und angepasst werden. Diese Aussage zeigt: Die 

Rechnungszinsänderung greift tief ins Tarifgefüge ein.

Provisionen: Veränderungen nicht ausgeschlossen

Riester überlebt HRZ-Senkung kaum

… Von den Riester-Anbietern wollen sich fast 60 Prozent aus dem Markt 

zurückziehen. Das gleiche Problem besteht bei Betriebsrenten in Form 

der Beitragszusage mit Mindestleistung (BZML).



Deloitte Legal 2021 17

Eine Einordnung aus aktuarieller Sicht:

Die Sicht des Aktuars

Wertgleichheit und Entgeltumwandlung

Wertgleichheit

Im Ergebnisbericht vom 26.02.2021 gelangt die DAV zu der Ansicht, 

„dass aus aktuarieller Sicht eine wertgleiche Umwandlung von Beitrag in Leistung auf jeden Fall dann gegeben 

ist, wenn 

1. das Beitrags-/ Leistungsverhältnis nach den anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik, 

insbesondere unter Beachtung des versicherungsmathematischen Äquivalenzprinzips, ermittelt wurde, 

2. dabei angemessene Rechnungsgrundlagen verwendet wurden und 

3. bei versicherungsförmiger Durchführung etwaige auf die Versorgungsberechtigten entfallenden 

Überschussanteile nach den Grundsätzen der Verursachungsorientierung zur Erhöhung der 

Leistungsanwartschaften oder zur Erhöhung der laufenden Renten verwendet werden. 

Es darf davon ausgegangen werden, dass Tarife, die aufsichtsrechtlich genehmigt wurden bzw. gegen die die 

Versicherungsaufsicht keine Bedenken geltend gemacht hat, dem Wertgleichheitsgebot entsprechen. “
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• Speziell in der privaten Altersversorgung kann eine Diskussion um die 
Werthaltigkeit von Vorsorge festgestellt werden. Aspekte wie ein 
Kaufkraftausgleich fließen in derartige Überlegungen u. a. ein. Eine 
Diskussion um Wertgleichheit können die Autoren nicht feststellen.

• Unterstellt man, 

− eine Privatperson habe die Möglichkeit, für sich selbst eine Renten-
versicherung abzuschließen, die vom Arbeitgeber ihres Zwillings für 
diesen Zwilling im Rahmen einer entgeltumwandlungsfinanzierten 
Zusage auf Leistungen der bAV abgeschlossen wird – die Privatperson 
erhalte also im Zweifel Zugang zu einem Tarif mit geringeren Kosten 
und geringerer einkalkulierter Lebenserwartung erster Ordnung. 

− die Rechnungsgrundlagen, insbesondere der Garantiezins, sind 
angemessen und

− das zu Rentenbeginn vorhandene Versorgungskapital entspricht dem 
garantierten und sei geringer als die Summe der gezahlten Beiträge. 

Dann stellt sich die Frage:

Lässt sich aus aktuarieller Sicht das Erfordernis ableiten, der Arbeitgeber 
habe zu Rentenbeginn auf die Höhe der gezahlten Beiträge aus Gründen 
der Wertgleichheit aufzustocken?

Zudem ein ausschließlich aktuariell dominierter Blick auf die private Altersversorgung

Wertgleichheit als nicht statische Größe

* Dr. Erika Biedlingmeier, Allianz, Die Leistung einer beitragsorientierten Leistungszusage –

ein Gesprächsleitfaden, Leipziger Gesprächskreis bAV am 01.03.2021

„Die Höhe der Leistung einer beitragsorientierten Leistungszusage 

bestimmt auch das wirtschaftliche Umfeld.“*
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These: 

Garantiezins: warum positiv?

Ceterum Censemus

Auch ein negativer Zins kann angemessen sein
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Der bisherige Ansatz in der Rechtsprechung: „Vergütungscharakter in versicherungsmathematischem Kleid im 
arbeitsrechtlichem AGB-Korsett“ (BAG Urt. v. 15.09.2009, 3 AZR 17/09)

Wertgleichheit und Entgeltumwandlung

• Das „Zillmerung“-Urteil des BAG vom 15.09.2009 – Teleologische Herleitung 
der Anforderungen an die Wertgleichheit in 3 Leitsätzen:

− Keine gesetzliche Definition der Wertgleichheit

− Beurteilung zum Zeitpunkt der Entgeltumwandlungsvereinbarung

− Objektive wirtschaftliche Betrachtungsweise: Künftige Entgeltansprüche 
einerseits und die durch die Entgeltumwandlung zu erzielende 
Anwartschaft auf Versorgungsleistungen andererseits sind miteinander 
zu vergleichen und deren Wert muss sich bei objektiver wirtschaftlicher 
Betrachtung entsprechen.

• Das Versicherungsmathematische Kleid …:  

− Berechnung von versicherungsversicherungsförmigen Leistungen 
nach versicherungsmathematischen Grundsätzen: Anerkannte 
versicherungsmathematische Grundsätze sind für inhaltliche 
Bestimmung des Begriffs der Wertgleichheit zu berücksichtigen

• … mit arbeitsrechtlichem AGB-Korsett: AGB-Kontrolle als erweiterter 
Prüfungsmaßstab für die (subjektive) Beurteilung der Wertgleichheit: 

− Mit inhaltlicher Prüfung (§ 307 BGB: ungemessene Benachteiligung 
als Prüfungsmaßstab) jedenfalls für Regelungen zur „nicht planmäßigen“ 
Durchführung der bAV-Zusage:  „Regelungen über die Höhe der 
Versorgungsleistungen bei vorzeitigem Ausscheiden […] modifizieren 
das Hauptleistungsversprechen und sind inhaltlich zu überprüfen“

− … und § 1 Abs. 5 BetrAVG als Prüfungsmaßstab: „Werthaltigkeit der 
unverfallbaren Anwartschaft“ – mit subjektiver Gesamtschau-Beurteilung

Ausgangspunkt: „Wertgleichheit = Vergütungscharakter der umgewandelten 

Entgeltbestandteile mit wirtschaftlicher Betrachtung“

Wertgleichheit und Zillmerung = Versicherungsmathematisches Kleid mit 

arbeitsrechtlichen AGB-Korsett
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Eine bisher arbeitsrechtlich plausible Argumentation zur Abbildung des Niedrigzinsumfeldes in der Entgeltumwandlung 
– für die BoLZ

Wertgleichheit und Entgeltumwandlung

• Als Abwägung der berücksichtigungsfähigen Interessen des 
Arbeitnehmers …:

− Zweckgerichtete Gewährleistung der BoLZ als zusätzliche 
Altersversorgung aus dem Arbeitsverhältnis mit Vergütungscharakter

− Transparenz und Verwendungsbezogenheit der für die 
Versorgungsanwartschaften aufzuwendenden Beiträge

− Angemessene Beteiligung des Arbeitgebers am Kapitalanlagerisiko

• … mit den berücksichtigungsfähigen Interessen des Arbeitgebers: 

− Belastbare Vorausbestimmung der mit der BoLZ verbundenen 
(Erfüllungs-)Risiken; diese auch mit Blick auf seine Haftung auf die 
Durchführung und Erfüllung der Versorgungsleistungen aus dem 
Verschaffungsanspruch gemäß § 1 Abs. 1 S. 3 BetrAVG.

• Als Wahlmöglichkeit unter Heranziehung der Rechtssätze des BAG zur 
autonomen Disposition des Arbeitnehmers über die Vergütung seiner 
Arbeitsleistung

• Mit Festlegung eines Ankers für die Versorgungsleistung in Höhe von 
mindestens 80 % des umgewandelten Entgelts

− Ankergrad von 80 % kann abgeleitet werden aus der Rechtsprechung des 
BAG zur wirksamen pauschalen Abgeltung von Mehrarbeit mit der 
Grundvergütung in einem Umfang von bis zu 20 % seiner regelmäßigen 
Arbeitszeit. Dieser Rechtsprechung des BAG lässt sich der Rechtsgedanke 
entnehmen, dass dem Arbeitnehmer für die wirtschaftliche Bewertung 
seiner Arbeitsleistung – in Form der Vergütung der Arbeitsleistung durch 
den Arbeitgeber – in dem vorgenannten Umfang ein selbstbestimmter 
Bewertungsspielraum zugestanden wird.

Typisierende Billigkeitserwägung…
…unter Nutzung der Entscheidungsautonomie des Arbeitnehmers auch im AGB-

Korsett
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Die „Dynamisierung“ des Begriffs der Wertgleichheit – arbeits- und versicherungsrechtlich austarierte Dosis  

Wertgleichheit und Entgeltumwandlung

Stichtags-
bezogene 

Betrachtungs-
weise: 

Der einzelne 
(Entgelt-)

Umwandlungs-
vorgang 

Vergütungscharakter der
Entgeltumwandlung

AGB-Kontrolle: Preisabrede 
und Transparenzgebot, 

(Rest-) Entscheidungsautonomie 
des Arbeitnehmers

Der prägende Charakter 
der versicherungsrechtlichen 

Rahmenbedingungen
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Entscheidungsmöglichkeit des Arbeitnehmers zwischen 0 % und mehr?

Optionen beim Garantieniveau?

Entgeltumwandlung 
ohne Wahlfreiheit 

Arbeitnehmer

80%?

Matching-Contribution 
mit Wahlfreiheit 

Arbeitnehmer

20% bis 70%

Arbeitgeberfinanzierte 
bAV-Zusage

„0%-Garantie“

Matching-Contribution 
ohne Wahlfreiheit 

Arbeitnehmer

40% bis 80%

Entgeltumwandlung mit 
Wahlfreiheit 

Arbeitnehmer

60% bis 80%

AAA: Arbeitsrecht – Aufsichtsrecht - Aktuarielles

Kommunikation



Fragen & Antworten
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